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Sparpaket des Bundes

Zu allem Nein sagen ist zu billig
HANSUELI SCHÖCHLI

Die Schuldenbremse des Bundes verankert im
Kern eine fundamentale Lebenserfahrung: Man
kann nicht alles gleichzeitig haben.Aufrüstung der
Armee? Zusatzmilliarden für die Ukraine? Noch
mehr Bundessubventionen für die AHV? Die
Schuldenbremse verhindert solche Anliegen nicht.
Sie verhindert nur, dass wir die Kosten unserer Ent-
scheide den Folgegenerationen anhängen können.

Wohin die finanzpolitische Verantwortungs-
losigkeit führen kann, demonstriert Frankreich:
Nur schon derVersuch einer bescheidenen Reduk-
tion des riesigen Staatsdefizits bringt den Sturz von
Regierungen. In der Schweiz illustriert die AHV,
wie ohne Schuldenbremse die Selbstbedienungs-
mentalität zulasten der Folgegenerationen gras-
siert. «Blockieren wir alles» – dieses französische
Protestmotto leben manche auch in der Schweiz.

Bei der Bundeskasse gilt dagegen dank der
Schuldenbremse: Wer bei bestimmten Ausgaben-
posten ein überproportionalesWachstumwill,muss
anderswo sparen oder die Steuern erhöhen – jetzt
und nicht erst in zwanzig Jahren.An diese Zielkon-
flikte hat der Bundesrat am Freitag erinnert. Er
schickte seinenVorschlag für das Paket zur Entlas-
tung der Bundeskasse ans Parlament. Der Begriff
«Sparpaket» wäre übertrieben. Es geht nicht um

eine Senkung der Ausgaben, sondern nur um eine
Reduktion des Ausgabenwachstums von 3 Prozent
pro Jahr auf etwas über 2 Prozent.

Ohne Massnahmen wäre für 2027 ein struktu-
relles Defizit von über 2 Milliarden Franken zu er-
warten. 2028 wären es schon fast 3 Milliarden und
2029 gar 4,5 Milliarden. Zentrale Faktoren dieses
Trends sind das geplante Ausgabenwachstum für
die Armee sowie der chronisch überproportionale
Ausgabenanstieg für die AHV.

Das Paket enthält 57 grosse und kleine Mass-
nahmen – von der Reduktion der Bundesgelder an
die Kantone zur Flüchtlingsintegration über eine
Dämpfung der Bundespersonalkosten bis zur Kür-
zung der Einlagen in den Fonds für die Bahninfra-
struktur. Über die Eckwerte dazu hatte der Bun-
desrat schon im Juni entschieden. Der Detailvor-
schlag enthält nur noch kleine Anpassungen. Das
geplante Entlastungsvolumen beträgt 2,4 Milliar-
den Franken für 2027 und je rund 3 Milliarden für
die beiden Folgejahre.

Ob dieses Paket überlebt, ist unklar. Die Linke
will gar kein Entlastungspaket, die Mitte laviert,
und die Kantone sind verschnupft. Die Grünlibe-
ralen sind zumTeil kritisch,während FDP und SVP
einzelne Elemente ablehnen.Und viele Lobbyisten
sagen das Übliche: «Wir sind im Prinzip für Sparen,
aber bitte nicht bei uns.»

Scheitert das Paket im Parlament oder an der
Urne, wäre nur gut ein Drittel des geplanten Spar-
volumens möglich. Der Bundesrat müsste dann
laut eigenenAngaben wohl zusätzliche Kürzungen
von 1,5 bis 2 Milliarden Franken bei den gesetzlich
nicht gebundenen Ausgaben vorschlagen: Armee,
Forschung, Landwirtschaft und Entwicklungshilfe
sind Stichworte.Widerstand wäre programmiert.

Also vielleicht eine Steuererhöhung? ImAnge-
bot steht zuvorderst die «Milchkuh der Nation»: die
Mehrwertsteuer. Sie musste schonmehrfach für die
AHV herhalten.Aber wenn man schon beim Mel-
ken ist, warum nicht gleich weitermachen? Als Er-
satz für das volle Entlastungspaket würde es etwa
0,8 Mehrwertsteuerprozente brauchen.

Der Bund versucht sich als Pädagoge und hat
zu diesem Zweck beim Basler Forschungsinstitut
BAK eine Analyse über die volkswirtschaftlichen
Folgen einer solchen Steuererhöhung bestellt. Be-
fund:Die Steuererhöhung hätte höhere wirtschaft-
liche Kosten als das Paket der Regierung. Die ge-
schätzten Einbussen der Wirtschaftsleistung im
Vergleich zum Szenario mit Entlastungspaket wür-
den sich innert zehn Jahren auf etwa 5 Milliarden
Franken summieren.

Die Zahlen sind mit grosser Vorsicht zu genies-
sen: Die Unsicherheit in solchen Modellrechnun-
gen ist hoch, und die Annahmen sind zum Teil frag-

würdig.Wichtiger ist die Grundaussage: Eine solche
Steuererhöhung erhöht dieTeuerung und bremst die
Volkswirtschaft. Und sie dürfte teurer sein als eine
staatliche Sparübung, solange die Sparübung nicht
vor allem zukunftsträchtige Investitionen trifft.

Eine Erhöhung der Mehrwertsteuer um weni-
ger als einen Prozentpunkt klingt bescheiden.Aber
bereits 0,1 Prozent bringen eine Steuerbelastung
von total 350 Millionen Franken pro Jahr, und mit
0,8 Prozent wäre man bei etwa 3 Milliarden Zu-
satzsteuern. Wer sagt, das sei wenig, kann nicht
glaubwürdig das 3-Milliarden-Entlastungspaket
als «Kahlschlag» verkaufen. Doch es ist ein gän-
giger Trick, die Kosten von Subventionen für be-
stimmte Gruppen durch breite Streuung kleinzu-
reden. Mit diesem Trick könnte jeder Bürger kom-
men und vom Bund Folgendes verlangen: Gib mir
jedes Jahr eine Million Franken, denn das kostet
praktisch nichts – verteilt auf alle gäbe dies nur gut
10 Rappen pro Einwohner oder läppische 0,0003
Mehrwertsteuerprozente. So verkauft man die
Leute für dumm.

Ob das Volk nebst Mehrwertsteuererhöhun-
gen für die AHV auch noch eine Erhöhung für die
allgemeine Bundeskasse schlucken würde, wäre
höchst fraglich.Doch auch für dasVolk gilt, was für
die Bundesberner Akteure gilt: Einfach zu allem
Nein sagen ist zu billig.

Übergriffe in Schwimmbädern

Sommer der unbequemen Wahrheiten
CHRISTINA NEUHAUS

Von 28 Hausverboten, die Basler Gartenbäder
in diesem Sommer verhängt haben, wurden 21
an französische Adressen geschickt. Während die
Baselbieter Polizei im Zusammenhang mit den
Vorfällen unverhohlen von «jungen Franzosen mit
nordafrikanischem Hintergrund» schrieb, weigerte
sich Basel-Stadt lange, die Fakten zu benennen.

Nun hat auch das Erziehungsdepartement von
Basel-Stadt offiziell gemacht, was lange verschlei-
ert wurde. Nach einem Sommer voller Probleme
schafft Mustafa Atici, der Erziehungsdirektor von
Basel-Stadt, Transparenz. Der «Basler Zeitung»
sagt er, er suche den Grund für Probleme nicht in
der Nationalität.Aber: «Wenn es um jene geht, die
Mühe haben, sich anzupassen, ist meine Haltung
klar:Wir haben für unsereWerte und Regeln jahr-
hundertelang gekämpft.Wir könnenmit Menschen,
die spät dazugekommen sind, nicht über diese Re-
geln verhandeln. Sie müssen einfach akzeptieren,
was bei uns gilt.»

Bei den Basler Badi-Pöblern handelt es sich um
dieselbe Klientel, die seit diesem Sommer das Frei-
bad in Pruntrut nicht mehr besuchen darf: Ban-
lieue-Jugendliche aus der französischen Nachbar-
schaft. Nach dem Verbot ist die Badesaison Ende

August ohne grössere Störungen zu Ende gegan-
gen. Doch die Diskussion über die Herkunft der
Störenfriede wird andauern.Während französische
Politiker die Schweiz der Diskriminierung beschul-
digten, schickten deutsche Medienhäuser Repor-
ter nach Pruntrut. Nach einer Serie von sexuel-
len Übergriffen und Pöbeleien in deutschen Frei-
bädern war das jurassische Städtchen zum Sehn-
suchtsort geworden.

2024 erfasste das deutsche Bundeskriminalamt
432 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung, die in Bädern begangen wurden.DieTatver-
dächtigen waren alle Männer – und fast 65 Prozent
hatten keinen deutschen Pass. Die deutsche Statis-
tik deckt sich mit der Erfahrung der Bademeister
und der Gäste. Doch aus Angst, sich Diskriminie-
rung und Fremdenfeindlichkeit vorwerfen lassen zu
müssen, schauen Behördenvertreter oft weg oder
verdrehen die statistischeWahrheit.

Zu Berühmtheit brachte es diesen Sommer
die städtische Jugendhilfe der nordrhein-westfäli-
schen Kleinstadt Büren bei Paderborn. Nachdem
mehrere Übergriffe in Schwimmbädern bekannt-
geworden waren, lancierte die Behörde eine Prä-
ventionskampagne in Bilderbuchform. Die Pla-
kate zeigten eine rundliche Rothaarige, die einem
dunkelhäutigen Jüngling mit Beinprothese an den

Hintern fasst. Die Wahrheit ist offenbar erst er-
träglich, wenn sie verkehrt wird.

Die alljährliche Schwimmbad-Empörung ist
symptomatisch für die Diskussion über impor-
tierte Regelverstösse und Gewalt. Wer die Her-
kunft von Straf- und Übeltätern verschweigt, han-
delt in der Regel in besterAbsicht.Man will nicht
alle Menschen aus einer bestimmten Bevölke-
rungsgruppe unter Generalverdacht stellen. Das
Problem: Je mehr verschleiert, verwedelt, klein-
geredet wird, desto grösser wird die Wut, und die
trifft dann nicht selten alle Ausländer. Auch die,
die sich tadellos verhalten.

Bei den Landtagswahlen in Nordrhein-West-
falen von vergangenem Sonntag konnte die AfD
ihrenWähleranteil verdreifachen. Im Kreis Pader-
born, zu dem auch Büren gehört, kam sie auf
über 18 Prozent. Gewählt wurde die Rechtspartei
dabei auch von erstaunlich vielen gut integrier-
tenWählerinnen undWählern mit migrantischem
Hintergrund.

Wer allgemeine Diskriminierung verhindern
will, muss unbequeme Wahrheiten ansprechen.
Eine Gesellschaft hat ein Anrecht darauf, zu wis-
sen, ob Fehlverhalten und Gewalt in ihrer Mitte
gewachsen oder importiert sind.Nur dann kann sie
die richtigen Massnahmen erreichen.

Netto-Null bis 2040 im Kanton Zürich

Das verschärfte Klimaziel ist utopisch
DANIEL FRITZSCHE

Ziele formulieren ist etwas Herrliches. Politiker lie-
benes.SiekönnendamitTatendrang simulieren,ohne
echte Verantwortung übernehmen zu müssen. Noch
dazu dienen Ziele als permanentes Druckmittel.Nir-
gends lässt sich das so schön beobachten wie in der
Klimapolitik. Im Zuge der grünenWelle haben sich
Bund,Kantone und viele Gemeinden eigene Klima-
ziele gesetzt.Der Bund hat sich verpflichtet, bis 2050
klimaneutral zu werden. Im Kanton Zürich genügt
das den übereifrigenMitte-links-Parteien aber nicht.
Sie wollenNetto-Null schon bis 2040 erreichen.Über
ein entsprechendes Energiegesetz stimmen die Zür-
cherinnen und Zürcher Ende September ab.

DasZiel tönt – sowie vieleZiele – auf demPapier
gut.Wer freut sich schon darüber, dass unnötig viel
CO2 in die Luft abgegeben wird? Doch dieVorgabe
ist das eine, der Weg dorthin etwas völlig anderes.
Das Ziel 2040 ist nicht «sportlich»,wie es die Befür-
worter beschönigen, sondern utopisch – und poten-
ziell gefährlich. Nur mit unzumutbaren Einschrän-
kungen und unverhältnismässig hohenKosten wäre
es zu erreichen. Schätzungen gehen von rund einer
Milliarde Franken pro Jahr aus, welche die Turbo-
Transformation kosten würde. Private und Unter-
nehmen hätten davon 80 Prozent zu tragen.

LinoGuzzella,Ingenieurund frühererETH-Präsi-
dent,hält landesweit bereits dasZiel 2050 für schwie-
rig. Es sei nur «mit substanziellenWohlstandsverlus-
ten» zu schaffen, sagte er im Interview mit der NZZ.
Zudemwies er zu Recht darauf hin, dass die Schweiz
im Inland lediglich für 0,1 Prozent der global emit-
tiertenKlimagase verantwortlich sei.Für denKanton
Zürich liegt derAnteil im kaum messbaren Bereich.

Dennoch wären drastische Massnahmen notwen-
dig. Um etwa die Emissionen im Verkehrsbereich
zu drosseln, müsste die Umrüstung der Fahrzeug-
flotte auf Elektroantriebe zügiger als heute vonstat-
tengehen. Ohne Zwang undVerbote ginge es kaum.
Seit 1990 stiegen die CO2-Emissionen beimVerkehr
um12,5Prozent;nurknapp30ProzentderNeuwagen
sind heute rein elektrisch betrieben.Solche Entwick-
lungenmuss manmitdenken,wennman sich voreilig
auf ein gesetzlich verankertes Ziel einlässt.

DasGesetz umfasstweitereproblematischeTeile.
Der administrative Aufwand nähme markant zu.
Künftig müsste bei neuen Vorlagen und Beschlüs-
sen stets eine «Klimaverträglichkeitsabschätzung»
vorgenommen werden. Gefordert wären zudem
eine Klimastrategie,Massnahmenpläne, Zwischen-
berichte; der Kantonsrat hätte diese zu genehmi-
gen. Die Klimabürokratie wächst und beschäftigt
sich selbst, das gilt es zu verhindern.

Die Schweiz tut schon heute verhältnismässig viel
für denKlimaschutz.Irgendwann stimmtdasKosten-
Nutzen-Verhältnis nicht mehr. Ein Zürcher Sonder-
zügleinbraucht esdefinitivnicht.Es ist erfreulich,dass
auchderRegierungsrat zudieserEinsicht gekommen
ist.Noch vor ein paar Jahren hatte er die grüne Brille
auf und setzte manch illiberale Note, etwa beimHei-
zungsersatz. Nun empfiehlt er, sehr zum Missfallen
des grünen Baudirektors Martin Neukom, das vom
Parlament verschärfte Energiegesetz zurAblehnung.

ImmerhindieRegierungweiss,dass einZiel realis-
tisch seinmuss – sonstmacht sich die Politik unglaub-
würdig.Bleibt zu hoffen, dass die Stimmbevölkerung
mitzieht. Das wäre dann auch ein klares Zeichen an
die sogenannte «Klima-Allianz» im Kantonsparla-
ment, die sich mit einigenVorlagen verstiegen hat.

Wie man es nicht machen sollte, zeigt die rot-
grüne Stadt Zürich. Dort gilt bereits das Netto-
Null-Ziel 2040. In einem 75-seitigen Klimaschutz-
plan hat die städtische Verwaltung detailversessen
festgehalten,was esbraucht,damit derCO2-Ausstoss
wie gewünscht abnimmt. Die Massnahmen reichen
von weniger Kühen in Bauernhöfen über Fleisch-
verzicht der Stadtbewohner bis hin zum Reparatur-
Gebot für kaputte Möbel und Kleider.Wer verhin-
dern will, dass die Klima-Planwirtschafter auch im
Kanton übernehmen, lehnt das Energiegesetz ab.

Je mehr verschleiert,
verwedelt, kleingeredet wird,
desto grösser wird die Wut,
und die trifft dann
nicht selten alle Ausländer.

Irgendwann stimmt
das Kosten-Nutzen-Verhältnis
nicht mehr.
Ein Zürcher Sonderzüglein
braucht es definitiv nicht.
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«Die Medikamentenpreise sind viel zu tief»
Ohne höheren Beitrag der Europäer lasse sich Donald Trumps Forderung nach Preissenkungen nicht erfüllen, sagt Vas Narasimhan,
CEO des Pharmakonzerns Novartis, im Interview mit Dominik Feldges und Dieter Bachmann. Dies gelte gerade auch für die Schweiz

Herr Narasimhan, der Apple-Chef Tim
Cook hat Donald Trump eine gläserne
Statue mit einem goldenen Fuss ge-
schenkt. Haben Sie dem US-Präsiden-
ten auch etwas mitgebracht?
Nein, ich habe ihn getroffen, als ich im
Mai mit einer Gruppe von etwa 25 CEO
im Oval Office war anlässlich der An-
kündigung unserer Investitionen.

Trump fordert von den Pharmafirmen
bis Ende September Vorschläge für
Preissenkungen.Was bietet Novartis an?
Wir arbeiten mit der Regierung zu-
sammen und versuchen, konstruktive
Lösungen zu finden, damit die Ameri-
kaner weniger für ihre Medikamente
bezahlen müssen. Zudem arbeiten wir
auch daran, den Preisunterschied zwi-
schen den USA und den übrigen Indus-
trieländern zu eliminieren.

Werden Sie denn konkrete Preisreduk-
tionen vorlegen?
Wir schauen uns verschiedene Mecha-
nismen an. Das amerikanische System
unterscheidet sich stark von jenem in
anderen Ländern. Es ist ein komplexes
Konstrukt mit Zwischenhändlern und
Rabatten. Ungefähr die Hälfte unse-
res Bruttoumsatzes geht an diese Mit-
telsmänner. Die grösste Chance in den
USA ist es, den Einfluss der Einkaufs-
organisationen zu beschränken.

Wie wird sich die Forderung vonTrump
nach tieferen Preisen mittelfristig auf die
Einnahmen von Novartis auswirken?
Wir passen unseren Ausblick zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht an. Wir erwar-
ten mittelfristig immer noch ein Um-
satzwachstum von 5 Prozent von 2024
bis 2029.Weiterhin glauben wir, dass die
Gewinne stärker wachsen werden als
der Umsatz. Klar:Wenn sich etwas dra-
matisch verändern würde, müssten wir
daAnpassungenmachen.Aber egal,was
passiert, unter der gegenwärtigen Ge-
setzeslage in den USA sollten sämtliche
Veränderungen zu managen sein.

Während Trump in den USA die Preise
senken will, fordern Sie, dass die Euro-
päer mehr für Medikamente bezahlen.
Es ist eine Tatsache, dass amerikanische
Patienten einen grossenTeil der Innova-
tion bezahlen und dass Länder ausser-
halb der USA hier künftig einen höhe-
ren Anteil leisten müssen.

Was heisst das für die Schweiz?
Insbesondere in der Schweiz sind die
Medikamentenpreise viel zu tief. Sie lie-
gen hier auch im Vergleich mit anderen
OECD-Ländern am unteren Rand.

Wie viel mehr sollten europäische Län-
der denn bezahlen?
Das lässt sich nicht generell sagen.Aber
schon heute ist es etwa bei Krebsmedi-
kamenten so, dass 30 bis 40 Prozent ver-
spätet oder gar nicht in Europa auf den
Markt kommen. Dieser Anteil wird mit
der Zeit steigen.Dann werden die euro-
päischen Behörden früher oder später
umdenken müssen.

Bei Medikamentenlieferungen aus der
EU in die USA steht neu ein Zollsatz
von 15 Prozent im Raum. Wie betrifft
das Novartis?
Darauf sind wir gut vorbereitet. Wir
haben unsere Vorräte in den USA stark
aufgestockt, so dass sie sicher bis Mitte
2026 ausreichen.

Und danach?
Mittelfristig haben wir Investitionen in
Höhe von 23 Milliarden Dollar in den
USA angekündigt. Ziel ist es, die wich-
tigsten Produkte für den amerikani-
schen Markt vor Ort herzustellen. Bis
wir so weit sind, dürfte es drei bis vier
Jahre dauern. Aber ich schätze, dass
wir schon innerhalb der nächsten zwei
Jahre signifikante Verschiebungen ma-
chen können, um beispielsweise einen
Teil der Endabfüllung und Verpackung
in den USA zu erledigen. Das sollte
es uns erlauben, allfällige Zölle voll-

ständig abzufedern. Ich glaube nicht,
dass das unsere mittelfristige Prognose
beeinträchtigt.

Abgesehen von den Abkommen mit
den einzelnen Ländern hat Trump der
Pharmaindustrie mit Zöllen von bis zu
250 Prozent gedroht. Halten Sie das für
realistisch?
Das ist schwierig abzuschätzen. Wir
arbeiten mit allen möglichen Szena-
rien und hoffen, dass der Regierung
klar ist, dass ein Produktionsausbau
in den USA Zeit braucht. Doch mehr
Klarheit haben wir erst, wenn die so-
genannte Section-232-Untersuchung
abgeschlossen ist. Diese soll klären, ob
wegen der Abhängigkeit von Importen
die nationale Sicherheit der Vereinig-
ten Staaten gefährdet ist. Je nachdem,
zu welchem Schluss sie kommt, wird es
Zölle auf Medikamenten geben.Wann
das Ergebnis vorliegen wird, wissen
wir nicht.

Gegenwärtig hat Novartis den Grossteil
der Produktion in Europa.
Ja, rückblickend muss man sagen, dass
unser Produktionsnetz zu wenig aus-
balanciert ist. Dies, obwohl die USA
ungefähr 45 Prozent unseres Geschäfts
ausmachen. Am Ende des Jahrzehnts
werden es sogar rund 50 Prozent sein.
Darum ist der Ausbau auch abgesehen
von der Zollsituation sinnvoll.

Wie sind die Standorte in der Schweiz
und im übrigen Europa betroffen, wenn
Sie einenTeil der Produktion verlagern?
Ich möchte das immer speziell auch
gegenüber unseren Mitarbeitenden be-
tonen: Es gibt keine Auswirkungen auf
diese Standorte. Diese werden auch mit
der Produktion der Medikamente für
den Rest derWelt, also die Märkte aus-
serhalb der USA, ausgelastet sein.

Während die Schweizer Industrie mit
Zöllen von 39 Prozent belegt wurde,
gibt es im Pharmabereich für Exporte

aus der Schweiz noch keine Zölle.Wird
sich das ändern?
Wir erwarten, dass die Zölle in erster
Linie auf denWirkstoff in den Medika-
menten erhoben werden. Doch Wirk-
stoffe exportieren wir nur sehr be-
schränkt von der Schweiz in die USA.
Falls es also tatsächlich einen speziel-
len Schweizer Pharmazoll geben sollte,
könnten wir gut damit umgehen. Die
Zölle für die gesamte Pharmaindustrie
beschäftigen uns stärker als die spezi-
fische Schweizer Situation. Wir erwar-
ten, dass jeglicher Zoll für den ganzen
Pharmasektor die länderspezifischen
Zölle übersteuern wird.

Novartis ist nicht der einzige Pharma-
konzern, der in den USA investiert. Fin-
den Sie überhaupt genügend Personal
für die neuen Fabriken?
Ja. Wir benötigen insgesamt nur 1000
bis 1500 zusätzliche Arbeitskräfte, um
unsere geplanten neuen Werke in den
USA zu betreiben.Das ist überschaubar.

Jüngst kam die Befürchtung auf, der
Novartis-Umsatz könnte aufgrund von
ablaufenden Patenten deutlich rascher ein-
brechen als erwartet.Müssen Sie Ihre Um-
satz- und Gewinnprognosen anpassen?
Wir fühlen uns wohl mit unserer bisheri-
gen Voraussage, dass wir den Umsatz
2025 um einen hohen einstelligen Pro-
zentsatz steigern werden.Wir sind auch
überzeugt, dass wir nächstes Jahr wei-
terwachsen werden, obschon wir dann
den vollen Effekt des Patentablaufs bei
unserem Herzmedikament Entresto zu
spüren bekommen dürften.

Novartis steigerte 2024 den Umsatz auf
über 50 Milliarden Dollar. Wie gross
wird das Unternehmen bis Ende des
Jahrzehnts sein?
Unserer Ansicht nach sollte der Um-
satz bis 2030 kontinuierlich weiter-
wachsen. Wir bereiten im Moment die
Organisation darauf vor, dank Innova-
tionen bis 2031 und darüber hinaus zu
expandieren.

Im Moment kündigt Novartis ständig
weitere Übernahmen an. Können Sie
die Wachstumsziele aus eigener Kraft
nicht erfüllen?
Wir waren in den zurückliegenden acht-
zehn Monaten von allen Pharmakon-
zernen am aktivsten bei Akquisitionen.
Insgesamt waren es über 35. Das meiste
waren kleinereTransaktionen mitWirk-
stoffen in einem frühen Stadium.

Halten Sie auch Ausschau nach grösse-
ren Übernahmen?
Natürlich sind wir auch an Produkten
interessiert, deren Erforschung wei-
ter fortgeschritten ist. Erst vergangene
Woche kündigten wir den Kauf des ame-
rikanischen Unternehmens Tourmaline
Bio an, dessen Hauptprodukt reif für die
abschliessende Phase 3 der klinischen
Entwicklung ist.

Novartis hat in Basel verschiedentlich
Stellen in der Verwaltung abgebaut, die
Forschung und Entwicklung aber weit-
gehend ausgeklammert.Wie gut sind die
Forschungsteams in der Schweiz imVer-
gleich zu jenen in Amerika?
Die hiesigen Leute sind sehr produktiv.
Was wir selbst an neuen Produkten her-
ausbringen, verteilt sich ziemlich gleich-
mässig auf die Schweiz und die USA.
Seit vielen Jahren stammen zudem über
60 Prozent des Umsatzes von Produkten
aus der eigenen Entwicklung.

Wie besorgt sind Sie wegen der zuneh-
mend wissenschaftsfeindlichen Haltung
im US-Gesundheitsministerium?
Wir befinden uns in einer kritischen
Phase. Es macht mir Sorgen, dass wir
das öffentliche Vertrauen in Impfstoffe
untergraben. Impfungen gehören zu den
grössten medizinischen Errungenschaf-
ten, die das Gesundheitssystem hervor-
gebracht hat. Ich habe selbst mehrere
Jahre in der Erforschung von Impfstof-
fen gearbeitet. Ihnen und der modernen

Medizin imAllgemeinen verdanken wir,
dass wir deutlich gesünder und länger le-
ben als Generationen vor uns.

Sie arbeiten seit März unter einem neuen
Verwaltungsratspräsidenten, Giovanni
Caforio.Was hat sich geändert?
Giovanni hat frischenWind in die Orga-
nisation gebracht. Er ermuntert uns,
noch mutiger als bis anhin zu sein:Was
können wir tun, um noch erfolgreicher
auf unseren Therapiegebieten zu sein?
Die Strategie bleibt aber dieselbe, da
gibt es keine Änderungen.

Nach dem Wechsel im Präsidium kün-
digte auch der langjährige Finanzchef
Harry Kirsch an, in den Ruhestand zu
treten. Sind Sie der Nächste an der Kon-
zernspitze, der Novartis verlassen wird?
Ich habe keinerlei Absicht, Novartis zu
verlassen. Ich liebe meine Arbeit und
möchte einen Beitrag dazu leisten, das
Unternehmen auf die nächste Erfolgs-
stufe zu hieven.

Ihre Frau Srishti Gupta leitet seit Juli
die Biotechfirma Idorsia. Damit stehen
Sie beide der Geschäftsführung eines
kotierten Schweizer Gesundheitsunter-
nehmens vor. Bleibt Ihnen da noch Zeit
als Familie mit Ihren zwei Söhnen im
Teenageralter?
Wir müssen unsere Agenden nun noch
stärker koordinieren. Unser Familien-
leben ist im Moment ziemlich komplex.
Unsere beiden Söhne und ich möchten
aber alles dafür tun, dass sie den nötigen
Freiraum für ihre neueTätigkeit besitzt.
Ich bin unheimlich stolz darauf, was sie
erreicht hat.

Vor zwei Wochen schrieb der Blog
«Inside Paradeplatz», Sie hätten eine
Affäre mit einer Novartis-Angestellten
gehabt. Später sei für die Frau ein mass-
geschneiderter Job in Spanien geschaf-
fen worden.Was sagen Sie dazu?
Das war eine haltlose Spekulation, um
mir und der Firma zu schaden.

Wie hat Novartis reagiert? Bei Nestlé
wurde der CEO fristlos entlassen, weil
er eine Affäre geleugnet hat.
Angesichts des gegenwärtigen Umfelds
haben Gerüchte und Spekulationen das
Potenzial, abzulenken. Deshalb hielt es
der Verwaltungsrat für angebracht, die
Vorwürfe von unabhängiger Seite unter-
suchen zu lassen.

Wann genau wurde die Untersuchung
gestartet, und wie lief sie ab?
Wir können keine Details nennen.Aber
eine renommierte, global tätige An-
waltskanzlei hat die Angelegenheit um-
fassend untersucht. Die Untersuchung
hat ergeben, dass sämtliche Gerüchte
komplett falsch sind. Somit ist die Sache
für uns abgeschlossen.

Arzt
und Manager
dba. · Vasant «Vas» Narasimhan (49)
arbeitet seit 2005 bei Novartis. Seit
2018 ist derAmerikaner aus Pittsburgh,
Pennsylvania, Konzernchef. Zuvor war
der Mediziner unter anderem Leiter
der Entwicklung von Medikamenten
und Impfstoffen.

«Falls es tatsächlich
einen speziellen
Schweizer Pharmazoll
geben sollte,
könnten wir gut
damit umgehen.»

Der Novartis-Chef Vas Narasimhan beschwichtigt:Trotz grossen Investitionen in den
USA gebe es keine Auswirkungen auf die Produktion in Europa. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ

Wir halten Wort.Wir halten Wort
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